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UMBAU DER STADT NUTZEN 
UND STADTGERECHTE MOBILITÄT 
STÄRKEN  

Täglich sind wir unterwegs – um zur Arbeit, zur Schule oder 
Universität zu kommen, um einzukaufen oder Freunde zu 
treffen. Die Orte, die wir erreichen wollen und müssen, sind 
oft weit von der eigenen Wohnung entfernt. Hinzu kommt, 
dass sich Wege nur schlecht miteinander verbinden lassen –  
selten ist beispielsweise im Umfeld der Arbeit ein Supermarkt 
für kleine Besorgungen vorhanden. Somit legen wir täglich 
weite Strecken zurück, verbringen viel Zeit im Verkehr. Viel- 
fach wird dabei das Auto benutzt. Nicht nur in den großen, 
sondern auch in den mittleren und kleinen Städten ist der 
Straßenverkehr deshalb in den vergangenen Jahrzehnten 
deutlich angestiegen. Damit sind auch Belastungen durch 
Lärm, klima- und gesundheitsschädliche Emissionen sowie 
die Beeinträchtigungen der Aufenthaltsqualität der Städte 
insgesamt spürbar angewachsen. Der – hier nicht im Fokus 
stehende – Anstieg der Lieferverkehre belastet ebenfalls die 
Lebensqualität der Städte. 

Mobilität ist einerseits elementar für die Teilhabe am ge- 
sellschaftlichen Leben. Andererseits gefährdet sie in ihrer 
gegenwärtigen Form die Lebensqualität der Menschen, vor 
allem in den Städten. Menschen an stark befahrenen Straßen, 
Autobahnen und Flughäfen sind besonders hohen Lärm- und 
Feinstaubemissionen ausgesetzt.

AUF EINEN BLICK
Der Wandel von Stadtbild und Mobilitätskultur 
erfordert eine lebensqualitätssteigernde Mobilitäts- 
politik. Sie muss Veränderungsprozesse initiieren, 
organisieren und im Dialog gestalten. Dabei ist hohe  
funktionale Vielfalt anzustreben, alle Verkehrsträger 
sollten verknüpft, stadtgerechte Mobilität gestärkt 
und der öffentliche Raum aufgewertet werden. Dafür 
sind auf lokaler Ebene Gestaltungsmöglichkeiten 
und adäquate Finanzmittel erforderlich. 
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LEBENSQUALITÄTSSTEIGERNDE, GESTAL-
TENDE MOBILITÄTSPOLITIK GESUCHT 

In Städten mit einer hohen Lebensqualität für alle Menschen 
lassen sich die Bedarfe des täglichen Lebens möglichst fuß- 
läufig, mit dem Fahrrad oder dem öffentlichen Verkehr erle- 
digen. Damit einher gehen Teilhabe für alle, geringe Belastun-
gen durch Lärm und gesundheitsschädliche Emissionen, hohe 
Aufenthaltsqualität, höhere Haushaltseinkommen und mehr 
verfügbare Zeit. Positive Beispiele gibt es bereits. Aber viele 
Städte sind funktional stark getrennt und von Verbindungs- 
achsen zerschnitten. In den Städten ist jedoch aktuell viel 
in Bewegung, sowohl in wachsenden als auch schrumpfen-
den Städten. Die Zeiten sind günstig, um den Wandel des 
Stadtbilds und der sich verändernden Mobilitätskultur mit 
einer lebensqualitätssteigernden gestaltenden Mobilitäts- 
politik zu begleiten. Gefordert ist hier eine Politik, die Verän- 
derungsprozesse initiiert, organisiert und im Dialog gestaltet. 

Hierzu muss eine hohe funktionale Vielfalt sichergestellt, 
müssen vorhandene und neu entstehende Verkehrsträger 
vernetzt und muss die entstehende neue Mobilitäts- und 
Stadtkultur gefördert werden.

HOHE FUNKTIONALE VIELFALT SCHAFFEN –  
ERREICHBARKEIT MIT WENIGER VERKEHR 
SICHERN

Ein lebendiger, sicherer und attraktiver Stadtteil zeichnet sich 
durch ein sowohl quantitativ wie qualitativ ausreichendes 
Angebot an Wohnungen, Schulen, Kindergärten, Einkaufs- und  
Erholungsmöglichkeiten, Gewerbeflächen, unterschiedlichen 
Arbeitsplätzen, Einrichtungen medizinischer Versorgung, Grün- 
flächen, Freizeit- und Sportaktivitäten sowie kulturellen Ein- 
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richtungen aus. Allen Menschen – unabhängig von Alter, 
Gesundheitszustand, Einkommen und Herkunft – wird so 
Zugang zu den wichtigen Einrichtungen des täglichen Lebens 
ermöglicht. Hohe funktionale Vielfalt bedeutet aber auch, 
dass weniger Lebenszeit für Mobilität aufgewendet werden 
muss und die negativen Belastungen durch Verkehr minimiert 
werden. Ein Stadtteil der kurzen Wege bedeutet also mehr 
Lebensqualität für alle Bürger_innen. Um den Umbau der 
Städte in diesem Sinne zu nutzen, sind (a) Planung und Ge- 
nehmigung weiterzuentwickeln, (b) eine Mobilitätsbericht-
erstattung auf lokaler Ebene durchzuführen und c) städtische  
oder stadtteilbezogene Mobilitätspläne zu erstellen.

(a)	 Planung und Genehmigung weiterentwickeln

Bei Neubau, Modernisierung und Nutzungsänderungen bietet 
sich vielfach die Chance, die bestehende Nutzungsmischung 
zu stabilisieren oder sogar zu optimieren. Darüber hinaus 
bestehen vielfältige Möglichkeiten, bei diesen Eingriffen auch 
die verkehrliche Situation zu verbessern. Voraussetzung da-
für, dass diese Möglichkeiten genutzt werden, ist die Be-
rücksichtigung der Ziele Nutzungsmischung und Verkehrsver- 
minderung in den entsprechenden Genehmigungsverfahren. 

Daher ist es notwendig:
–	 das Baugesetzbuch in Bezug auf die Aufgaben und Grund- 

sätze der Bauleitplanung um die Spezifizierung der Nut- 
zungsmischung in § 1 Abs. 9 zu ergänzen;

–	 bei der Genehmigung von Neubau, Modernisierung sowie 
Nutzungsänderung im Rahmen der Bauleitplanung die Wir- 
kungen auf Nutzungsmischung sowie Verkehrsverminde-
rung als Teil eines erweiterten Umweltberichts zu prüfen. 

(b)	 Mobilitätsberichterstattung

Um Verkehr und Mobilität auf kommunaler Ebene gestalten 
zu können, bedarf es Kenntnisse der Mobilitätsbedürfnisse 
und ihrer Umsetzung. Analog zur gesetzlich vorgeschriebenen 
Gesundheitsberichterstattung sollte der Bund die Länder ver- 
pflichten, eine Mobilitätsberichterstattung (vgl. ausführlich 
Schwedes/Daubitz 2017) durchzuführen, die auf kommunaler 
Ebene umgesetzt werden muss. Im Rahmen dieser Mobilitäts- 
berichterstattung sollen die Ziele der Mobilitätsbedürfnisse 
(Einkaufsgelegenheiten, Schule, Arzt/Ärztin usw.), das tatsäch-
liche Mobilitätsverhalten (wer fährt wofür wohin), die gesell- 
schaftlich gewollten, aber nicht erfüllten Mobilitätswünsche 
sowie die Zufriedenheit mit den Mobilitätsoptionen und Erreich- 
barkeiten auf lokaler Ebene erfasst werden. Ein solcher Daten- 
satz macht die tatsächliche Situation im Mobilitätsbereich sicht- 
bar, ermöglicht zielgenaue, lokal abgestimmte Lösungen und ist 
Voraussetzung für eine Evaluation der umgesetzten Veränderun- 
gen. Um diese Berichterstattung zu ermöglichen, muss der Bund 
die Länder und Kommunen bei der Datenerhebung unterstützen. 

Dafür ist es erforderlich, dass:
–	 der Mobilitätsdatensatz1 im Auftrag des Bundes und in 

Abstimmung mit den Ländern und Kommunen erstellt wird;
–	 alle Kommunen kostenfrei über den Mobilitätsdatensatz 

verfügen können;

–	 den Kommunen die Ergänzung und Weiterentwicklung 
des Mobilitätsdatensatzes ermöglicht wird.

(c) 	Städtische oder stadtteilbezogene Mobilitätspläne 

Neubau, Modernisierung, Nutzungsänderung und Neuan- 
siedlungen müssen genutzt werden, um eine hohe Nutzungs- 
mischung zu erreichen und so reine Wohn- oder Arbeitsgebie- 
te, die viel Verkehr produzieren, zu vermeiden. Darüber hinaus 
sollten bei der Weiterentwicklung des öffentlichen Verkehrs 
sowie der Verkehrsinfrastruktur Verbesserungen der klein- 
räumigen Erreichbarkeit im Zentrum stehen. Dafür erforderlich 
sind städtische oder stadtteilbezogene Mobilitätspläne, die 
bestehende sowie entstehende Angebote in ein Netz von Rad-  
und Fußwegen sowie ein gutes ÖPNV-Angebot einbetten. 

Hierzu sind: 
–	 die Nahverkehrsgesetze der Länder mit ihren Nahver- 

kehrsplänen zu einem Mobilitätsgesetz mit Mobilitäts- 
plänen weiterzuentwickeln;

–	 in Kooperationen zwischen Städten, Quartieren, Wirtschaft 
und Zivilgesellschaft verpflichtend städtische oder stadt- 
teilbezogene Mobilitätspläne, die die Anbindung aller 
öffentlichen und privaten Angebote/Aktivitätsorte ab- 
bilden, auf kommunaler Ebene zu erstellen;

–	 die stadtteilbezogenen Mobilitätspläne bei allen Geneh- 
migungsverfahren, der Verkehrsnetzweiterentwicklung 
und der Planung des ÖPNV-Angebots zu berücksichtigen.

 

VERKEHRSTRÄGER VERNETZEN –  
STADTVERTRÄGLICHE MOBILITÄT STÄRKEN

Mobilität ist im Wandel. Für Jugendliche hat der Führerschein 
an Bedeutung verloren, dem Wetter und den topografischen 
Gegebenheiten zum Trotz steigt in vielen Städten die Zahl 
der Fahrradfahrer_innen, Sharing-Angebote von Auto und 
Fahrrad prägen zunehmend das Stadtbild, und in der Öffent- 
lichkeit wird immer öfter von multimodalen Angeboten und 
Menschen gesprochen, die täglich alle verfügbaren Verkehrs- 
angebote miteinander verknüpfen. Der öffentliche Verkehr 
gewinnt damit in seiner Funktion als Rückgrat einer städ- 
tischen Mobilität an Bedeutung. Politik auf allen Ebenen be- 
grüßt diese Entwicklung, aber begleitend, unterstützend 
oder gar lenkend wirkt sie nur selten. Das ist unverständ-
lich, da die aktuellen Veränderungen in den Städten viel 
Potenzial bieten, die negativen Effekte wie Lärm, Abgase 
und Unfälle zu verringern, die Teilhabe zu verbessern und 
damit die Lebensqualität aller Menschen zu steigern. 

Notwendig ist nicht nur, die Attraktivität des öffentlichen 
Verkehrs zu erhöhen, sondern auch (a) die Sichtbarkeit von 
Fahrrad und Car-Sharing zu erhöhen, (b) physische Verknüp-
fungspunkte zu schaffen und (c) besser zu informieren.

(a) Sichtbarkeit erhöhen

Aktuell ist unser Stadtbild von Autos bestimmt. Alternative 
Verkehrsmittel spielen nur eine vergleichsweise geringe 
Rolle – bei der Nutzung und der Planung. Um die Nutzung 
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zu verbessern, müssen sie stärker im Stadtbild verankert und 
damit gut zugänglich sein. 

Sinnvoll ist es deshalb:
–	 Kommunen im Rahmen der stadteilbezogenen Mobilitäts- 

pläne zu verpflichten, dezentrale, gut zugängliche Stell- 
plätze im öffentlichen Straßenraum für Sharing-Angebote 
im Bereich Mobilität vorzuhalten;

–	 Kommunen dabei zu unterstützen, im Dialog mit Bürger_ 
innen, Hauseigentümer_innen und Unternehmen städtische 
Radverkehrskonzepte zu erstellen und damit Radverkehrs- 
infrastruktur sowie sichere und öffentlich zugängliche 
Radabstellanlagen weiterzuentwickeln; 

–	 mit einem Förderprogramm auf Bundesebene die Umsetzung 
von Radverkehrskonzepten in den Kommunen zu fördern; 

–	 auf kommunaler Ebene flächendeckend ein Parkraum- 
management einzuführen. 

(b) Physische Verknüpfungspunkte schaffen 

In unseren Städten sind vielfältige Mobilitätsangebote ver- 
fügbar. Diese Angebote müssen aber nicht nur sichtbarer 
werden, sondern der Übergang vom Bus zur Straßenbahn 
und von dort zum Car-Sharing oder eigenen Fahrrad muss 
möglichst einfach sein. Hierzu sollten die Haltestellen des 
öffentlichen Verkehrs zu verkehrsmittelübergreifenden Mo- 
bilitätsstationen weiterentwickelt werden.

Daher ist zu empfehlen:
–	 in allen Landesnahverkehrsgesetzen verkehrsmittelüber-

greifende Mobilitätsstationen als Bestandteil des Nahver- 
kehrsplans – bzw. des neu zu verankernden Mobilitäts- 
plans – zu verankern und damit die ÖPNV-Haltestellen 
zu Mobilitätspunkten weiterzuentwickeln, die Fußver- 
kehr, Radverkehr, Car-Sharing sowie ÖPNV vernetzen;

–	 die Errichtung verkehrsmittelübergreifender Mobilitätssta-
tionen durch ein Bundesprogramm zu fördern. 

(c) Besser informieren 

Wie komme ich mit dem Bus zum Baumarkt? Fährt der Bus 
noch, wenn das Kino zu Ende ist? Wie kann ich mich für das 
Car-Sharing anmelden? Wo ist die nächste Haltestelle, der 
sichere Fahrrad- oder Car-Sharing-Parkplatz? Wo kann ich 
ein Ticket kaufen? Wie komme ich mit dem Rollstuhl, Kinder- 
wagen oder Rollator in den Bus oder die Bahn? Allen Menschen 
Zugang zu Mobilität zu ermöglichen erfordert nicht nur, die 
Angebote vorzuhalten, sondern auch, die Menschen mit den 
für sie notwendigen Informationen zu versorgen. Sollen darüber 
hinaus eingeübte Nutzungsroutinen durchbrochen werden, 
müssen die Informationen zielgenau vermittelt und die Men- 
schen insbesondere bei sich ändernden Lebensumständen an- 
gesprochen werden. In beiden Fällen sind die Informationen 
über die klassischen Fahrpläne, die Ticketschalter, die Call-
center, aber auch über die neuen Medien zu vermitteln.  

Dafür ist es erforderlich:
–	 ein Bundesförderprogramm „Multimodale Mobilitäts- 

plattform“ einzurichten, womit der Bund eine neutrale 

Plattform zur Verfügung stellt, in die bestehende IT-ge- 
stützte Mobilitätsplattformen integriert werden können; 
hierbei ist sicherzustellen, dass Informationen für Perso-
nen mit besonderen Mobilitätsanforderungen (Kinder, 
Eltern, Ältere und Menschen mit Behinderung) zu flexiblen, 
bedarfsgesteuerten und geteilten Angeboten in den 
Mobilitätsplattformen enthalten sind; 

–	 bei der Vergabe von Mobilitätsdienstleistungen festzu-
	 schreiben, dass neben IT-gestützten öffentlichen Mobili- 

tätsplattformen dauerhaft auch per Telefon oder am 
Schalter informiert und gebucht werden kann;

–	 in IT-gestützten öffentlichen Mobilitätsplattformen neben 
der Information auch Buchung, Zugang und Abrechnung 
zu ermöglichen – dies ist aus Kompatibilitätsgründen 
auf Bundesebene zu koordinieren;

–	 einen Wettbewerb „Mobilität – bestens informiert“ durch 
den Bund auszuloben, um innovative Vermittlung von 
Information zu befördern;  

–	 auf Basis der gewonnenen Daten in den regionalen Nah- 
verkehrsplänen und den lokalen Mobilitätsplänen die 
verschiedenen Mobilitätsangebote besser aufeinander 
abzustimmen (z. B. Fahrpläne koordinieren, Haltepunkte 
und Routen optimieren);

–	 die Kommunen anzuregen, bei veränderten Lebenslagen 
(z. B. Zuzug, Umzug, Geburt, Einschulung, Rente) der Be- 
wohner_innen über das Mobilitätsangebot zu informieren. 

NEUE MOBILITÄTS- UND STADTKULTUR 
FÖRDERN – ATTRAKTIVITÄT DER STADT 
ERHÖHEN

Mit dem Wandel der Mobilitätskultur verändert sich auch 
die Stadtkultur. Durch die Umgestaltung und Aufwertung 
des öffentlichen Raumes kann dieser Prozess gefestigt und 
verbessert – und in manchen Kommunen erst erreicht – wer-
den. Neben der Verbesserung des Angebots des öffent- 
lichen Verkehrs kann eine weitere Stärkung des Fuß- und 
Radverkehrs Flächen zur Förderung der urbanen Qualität 
freimachen, die wiederum die Attraktivität des Aufenthal- 
tes und Umweltverbundes in der Stadt erhöhen. Das Beispiel 
Kopenhagen zeigt, dass lebenswerte urbane Bedingungen 
geschaffen werden können, die von der Nutzung des Balkons 
zur Straßenseite bis hin zu belebten Straßenräumen mit Cafés 
eine neue städtische Lebensqualität schaffen. Solche Bedin-
gungen sollten flächendeckend in allen Stadtteilen realisiert 
werden und für alle Bevölkerungsteile bezahlbar sein. 

Durch den Neu- und Umbau in den Städten ist nicht nur 
eine Verbesserung der Nutzungsmischung geboten, sondern 
es muss auch die Neuaufteilung des Straßenraums zugunsten 
von Radfahrer_innen und Fußgänger_innen mitgedacht wer- 
den, um so die aktive Mobilität sowie den öffentlichen Ver- 
kehr zu fördern. Zum Straßenraum gehören auch die anlie- 
genden Gebäude, die durch Abstellflächen für Fahrräder und 
attraktive Gestaltung der Eingänge zu einer urbanen Atmo- 
sphäre beitragen.

Erforderlich hierfür ist es, (a) die stadtgerechte Mobilität zu 
stärken, (b) den öffentlichen Raum aufzuwerten und neu zu ver- 
teilen und (c) die kommunale Gestaltungsfähigkeit zu sichern.



4FRIEDRICH-EBERT-STIFTUNG – WIRTSCHAFTS- UND SOZIALPOLITIK

–	 kommunale Konzepte aufzustellen und damit die Luft- 
verschmutzung zu reduzieren;

–	 die Richtlinien der Breitenverhältnisse zugunsten von mehr 
Platz für Fußgänger_innen, Radfahrer_innen und dem 
öffentlichen Verkehr zu überarbeiten.

(c) Kommunale Gestaltungsfähigkeit durch adäquate 
Finanzausstattung sichern

Um Mobilität gestalten zu können, sind in den Kommunen nicht 
nur ein Gestaltungswille und Gestaltungsmöglichkeiten, son- 
dern auch adäquate Finanzmittel erforderlich. Deshalb ist den 
Kommunen für die lokale Mobilitätsplanung die Erschließung 
neuer Finanzierungsquellen zu ermöglichen. Zugleich ist zu 
prüfen, welche straßen- und verkehrsrechtlichen Regelungen 
von Bund und Ländern sowie gegebenenfalls der EU beachtet 
oder angepasst werden müssen. Hierbei ist sicherzustellen, 
dass die Einnahmen zweckgebunden für den ÖPNV bzw. die 
Förderung von nachhaltiger Mobilität verwendet werden. 
Sinnvoll wäre es, mithilfe dieser Mittel ein kommunales Mobi- 
litätsmanagement einzurichten, das auf bezirklicher Ebene die 
notwendigen Strukturen aufbaut, integriert und mit einer 
Mobilitätsberichterstattung über die Entwicklungen informiert. 
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(a) Stadtgerechte Mobilität stärken

Die neue Mobilitätskultur ist stadtverträglicher. Statt auf aus- 
schließlich ein eigenes Auto setzt sie auf die Nutzung unter- 
schiedlicher Mobilitätsangebote. Ihr Rückgrat sind attraktive 
öffentliche Verkehrsmittel. Politik muss diese Entwicklung 
im Sinne einer lebenswerten Stadt gestalten und begleiten.

Sie kann dies, indem sie:
–	 Stellplatzpflicht, Stellplatzverordnungen und -satzungen 

in den Bauordnungen der Bundesländer durch lokal an- 
gepasste Mobilitätsverordnungen bzw. -satzungen ersetzt, 
die (bei Neubau und Umbau) auf Basis städtischer- oder 
stadtteilbezogener Mobilitätspläne Erreichbarkeiten im 
Sinne einer neuen Mobilitätskultur absichern;

–	 den Einsatz von leiseren, effizienteren Fahrzeugen und mo- 
dernen Antrieben im öffentlichen Personenverkehr durch För-

	 derprogramme und spezifischen Klauseln in Ausschreibun- 
gen von Bund, Ländern und Kommunen fördert und fordert;

–	 moderne Fahrradtechnik – klassische Fahrräder mit elektri- 
scher Unterstützung sowie neue, elektrogestützte Transport- 
räder für den Warentransport – mittels Sonderabschrei-
bungsmöglichkeiten gezielt durch den Bund unterstützt;

–	 die Schadstoff- und Lärmgrenzwerte durch den Bund 
und die EU kontinuierlich weiterentwickelt sowie die 
Einhaltung in realitätsnahen Messverfahren garantiert –  
hierzu sind durch den Bund entsprechende Untersuchun-
gen bei der Hauptuntersuchung einzuführen; 

–	 ein umfassendes (Energie-)Konzept zur Bereitstellung 
erneuerbarer Energien und öffentlich zugänglicher Lade- 
infrastruktur für Elektromobilität vom Bund und unter 
Abstimmung mit Ländern und Kommunen erarbeitet;

–	 die Kommunen und die Verkehrsunternehmen verpflichtet, 
Personen mit besonderen Mobilitätsanforderungen (Kin- 
der, Eltern, Ältere und Menschen mit Behinderung) den 
Zugang zu Haltestellen und Verkehrsmitteln der öffentlichen 
Verkehre zu ermöglichen. 

(b) Öffentlichen Raum aufwerten und neu verteilen

Vielerorts beeinträchtigen große Verkehrsinfrastrukturen die 
Lebensqualität. Sie trennen den öffentlichen Raum und ver- 
schlechtern mit Emissionen die Luftqualität und die Lärmbe- 
lastung der Städte. Gleichzeitig führt der Mobilitätswandel 
zu einer stärkeren Nutzungskonkurrenz. Beim Neu- und Um- 
bau in den Städten muss deshalb der Straßenraum neu auf- 
geteilt und vor allem den bisher benachteiligten Nutzer_in-
nen stärker zugänglich gemacht werden. Zugleich ist mehr 
städtischer Raum für Grün- und Aufenthaltsflächen zur Ver-
fügung zu stellen – die das innerstädtische Klima verbessern 
und zu einer Steigerung der Lebensqualität beitragen.

Wichtige Schritte dafür sind: 
–	 es zur Verpflichtung zu machen, beim Umbau des Stra- 

ßenraums sowie von Plätzen und Aufenthaltsflächen ins- 
besondere Fußgänger_innen und Fahrradfahrenden die 
Nutzung des Straßenraums zu ermöglichen und damit 
die Lebensqualität und die Verkehrssicherheit zu steigern;

–	 Prüfung und Anpassung der innerörtlichen Regelgeschwin-
digkeit durch den Bund und Abweichungen wie bisher 
durch die Kommunen begründungspflichtig zu ermöglichen; 


